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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Freiherr von und zu Guttenberg, 
Dr. Bach r Dr. Marx (Kaiserslautern), Dr. Kliesing 
(Honnef), Dr. Mikat und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Absicht der Bundesregierung, einen „Gewaltver- 
zichtsvertrag" mit der Regierung der UdSSR ab- 
zuschließen 


Der Bundesminister des Auswärtigen hat in seiner Antwort 
vom 6. Mai 1970 auf die Große Anfrage der Fraktion der 
CDU/CSU vom 27. April 1970 unter Punkt 6 folgendes geant- 
wortet: 

,Die Bundesregierung wünscht, mit der Sowjetunion Erklärun- 
gen über einen Gewaltverzicht auszutauschen, die zugleich ein 
ausgewogeneres gegenseitiges Verhältnis mit wachsendem 
Vertrauen auf beiden Seiten herstellen. Ein offener oder ver- 
steckter Dissens müßte dieses Verhältnis weiter erheblich be- 
lasten. über den Inhalt der Begriffe muß deshalb volle Klarheit 
bestehen; unsere erklärten friedlichen Ziele dürfen nicht als 
„territoriale Ansprüche" und als Verletzung des Gewaltver- 
zichtsabkommens hingestellt werden können. 1 

Im Bulletin der Bundesregierung vom 4. Juni 1970 wird auf 
Seite 1 unter Punkt 5 folgendes versichert: 

„Die Bundesregierung hat nicht die Absicht, einen Vertrag zu 
unterschreiben, solange über den Inhalt der darin verwendeten 
Begriffe keine volle Klarheit zwischen ihr und dem Vertrags- 
partner besteht." 

In dem durch Presseveröffentlichungen bekanntgewordenen 
Text der Punkte, über die zwischen Außenminister Gromyko 
und Staatssekretär Bahr Einigung erzielt wurde, sind an den 
entscheidenden Stellen Begriffe und Formeln enthalten, mit 
denen die Sowjetseite seit Jahren ihre Forderung auf end- 
gültige Festschreibung des territorialen und politischen Status 
quo in Europa - wie die Sowjetunion diesen versteht - durch 
die Bundesrepublik betreibt. 
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Da die Bundesregierung andererseits nachdrücklich erklärt hat F 

daß sie 

1. für das Selbstbestimmungsrecht des deutschen Volkes ein- 
trete und daß 

2. der vorgesehene „Gewaltverzichtsvertrag" weder dem Auf- 
trag des Grundgesetzes auf Vollendung der Freiheit und 
Einheit Deutschlands in freier Selbstbestimmung noch dem 
Artikel 7 des Deutschlandvertrages - insbesondere also 
dem Ziele der deutschen Wiedervereinigung in Freiheit und 
dem dort ausgesprochenen Friedensvertragsvorbehalt hin- 
sichtlich der Grenzen - widersprechen dürfe, 

fragen wir die Bundesregierung: 

1. Welche Inhalte hat die Sowjetunion bisher folgenden - in 
den zwischen Außenminister Gromyko und Staatssekretär 
Bahr vereinbarten Punkten enthaltenen - Begriffen ge- 
geben: 

„Normalisierung der Lage in Europa", 

„Die in diesem Raum bestehende wirkliche Lage in 
Europa", 

„Entwicklung friedlicher Beziehungen auf dieser Grund- 
lage zwischen allen europäischen Staaten", 

„Gewährleistung der europäischen und internationalen 
Sicherheit", 

„Wenn niemand die gegenwärtigen Grenzen antastet", 

„Sie verpflichten sich, die territoriale Integrität aller 
Staaten in Europa in ihren heutigen Grenzen uneinge- 
schränkt zu achten", 

„Sie erklären, daß sie keine Gebietsansprüche gegenein- 
ander haben und solche auch nicht erheben werden", 

„Sie betrachten heute und künftig die Grenzen aller 
Staaten in Europa unverletzlich, wie sie am Tage der 
Unterzeichnung dieses Abkommens verlaufen - ein- 
schließlich der Oder-Neiße-Linie, die die Westgrenze 
Polens bildet, und der Grenze zwischen der DDR und 
BRD"? 

2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fraktion der 
CDU/CSU, daß die Sowjetunion bisher mit diesen Formeln 
und Begriffen die endgültige Festschreibung des Status quo 
im Sinne der Sowjetunion durch die Bundesregierung be- 
trieben hat, und kann die Bundesregierung insbesondere 
bestätigen, daß sich dies aus folgenden offiziellen Dokumen- 
ten der Sowjetseite ergibt: 

„Sowjetisch-tschechoslowakisches Kommunique vom 
8. Mai 1970", 

„Artikel von Botschafter Abrassimow im , Neuen Deutsch- 
land' vom 1. April 1970", 
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„Kommunique der Konferenz der Partei- und Regierungs- 
chefs der Staaten des Warschauer Paktes in Moskau vom 

4. Dezember 1969", 

„Sowjetisches Gewaltverzichtsmemorandum an die Bun- 
desregierung vom 5. Juli 1968", 

„Erklärung von Außenminister Gromyko vor dem Ober- 
sten Sowjet vom 27. Juni 1968", 

„Sowjetisches Aide Memoire an die Bundesregierung 
vom 29. Januar 1968", 

„Erklärung der Sowjetregierung an die Bundesregierung 
vom 8. Dezember 1967", 

„Sowjetisches Gewaltverzichtsmemorandum an die Bun- 
desregierung vom 21. November 1967" ? 

3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Sowjet- 
regierung unter den in obigen Ziffern aufgeführten Begrif- 
fen und in den dort genannten offiziellen Dokumenten ins- 
besondere und zweifelsfrei klargestellt hat, daß sie auch 
eine mit friedlichen Mitteln betriebene Politik der Wieder- 
vereinigung durch Selbstbestimmung als Gewaltpolitik an- 
sieht und daß sie unter der „Achtung der territorialen Inte- 
grität" und der „Unantastbarkeit und Unverletzlichkeit der 
Grenzen der Staaten" nicht nur den Ausschluß von Gewalt, 
sondern auch die Beendigung jeglichen friedlichen Strebens 
nach Veränderungen im Sinne der Ziele des deutschen 
Grundgesetzes meint? 

4. Welche Inhalte gibt die Bundesregierung den unter Ziffer 1 
aufgeführten Begriffen und Formeln? 

5. Wann, gegenüber welcher Person und mit welcher Rechts- 
verbindlichkeit hat die Sowjetregierung ihre bisherige Aus- 
legung der unter Ziffer 1 aufgeführten Begriffe geändert? 

6. Ist demnach gewährleistet, daß gemäß der Zusage der Bun- 
desregierung über die in Ziffer 1 aufgeführten Begriffe 
zwischen der Sowjetregierung und der Bundesregierung 
kein „offener oder versteckter Dissens" besteht, und ist da- 
mit auch sichergestellt, daß jetzt und in Zukunft durch unter- 
schiedliche oder gar gegensätzliche Auslegungen der in 
Frage 1 aufgeführten Begriffe und Formeln das Verhältnis 
zwischen der Sowjetunion und der Bundesrepublik nicht 
„weiter erheblich belastet" werden kann? 

7. Was versteht die Bundesregierung und die Regierung der 
UdSSR unter der Formel „das Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der UdSSR berührt nicht 
die früher geschlossenen zweiseitigen und mehrseitigen 
Verträge und Abkommen beider Seiten"? 


3 



Drucksache VI/985 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Besteht Einverständnis mit der Sowjetunion, daß zu diesen 
Verträgen und Abkommen auch die Rechte und Pflichten 
der vier Mächte für Deutschland und Berlin als Ganzes ge- 
hören? Wenn ja, warum wird dies nicht in den Text selbst 
aufgenommen? 


Bonn, den 24. Juni 1970 


Freiherr von und zu Guttenberg 
Dr. Bach 

Dr. Marx (Kaiserslautern) 

Dr. Kliesing (Honnef) 

Dr. Mikat 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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